
Bildungsberichterstattung 

Spätestens seit dem viel zitierten PISA-Schock hat eine intensive Debatte darum eingesetzt, 

wie die Qualität des Bildungssystems zu verbessern sei. In diesem Zuge wurden Instrumente 

– wie Audits, Assessments, Rankings, Benchmarkings, Monitorings und nicht zuletzt 

Indikatoren – bemüht. Zum einen sollen mit den überwiegend aus betriebswirtschaftlichen 

Kontexten entlehnten Praktiken und Instrumenten evidenzbasierte Aussagen über die Qualität 

des Bildungssystems möglich werden. Zum anderen wird angestrebt, Informationen über das 

Bildungssystem zu generieren, um Hinweise darauf zu erhalten, wie es so gesteuert werden 

kann, dass bessere Leistungen erzielt werden (vgl. Hüfner 2006). Diese Instrumente und 

Strategien wurden Mitte der ersten 2000er-Dekade von Bund und Ländern im Rahmen einer 

Gesamtstrategie zum Bildungsmonitoring institutionalisiert (KMK/IQB 2006): Mit 

Vergleichsarbeiten, der Teilnahme an internationalen Leistungsvergleichen, der Überprüfung 

des Erreichens der Bildungsstandards sowie der Bildungsberichterstattung wurden nunmehr 

Maßnahmen implementiert, mit denen eine systematische Dauerbeobachtung des 

Bildungssystems möglich wird. 

Stärkere staatliche Kontrolle von Bildung 

Monitoring bedeutet aber nicht nur neutral ‚Beobachtung‘, sondern auch Überwachung und 

Kontrolle (Krasmann 2004). Denn jegliches Monitoring koppelt Gegenwart und Zukunft 

derart miteinander, dass künftige ‚unerwünschte’ Zustände bereits so frühzeitig erkannt 

werden, dass sie – wenn möglich – schon verhindert werden sollen, bevor sie überhaupt 

eintreten. Demnach können die Instrumente des Bildungsmonitorings, insbesondere 

indikatorenbasierte Bildungsberichte, als Technologien vorausschauender Beobachtung und 

Steuerung betrachtet werden. Darüber hinaus bedingen sie bei jenen Akteuren, die beobachtet 

werden, eine vorwegnehmende Selbstbeobachtung und -steuerung (vgl. Weber/Maurer 2009). 

Aus dieser Perspektive können Formen des Monitorings insofern als ökonomisch rational i.S. 

von Effizienz betrachtet werden, als dass schon deren bloße Existenz zu vorwegnehmenden 

Anpassungen der Beobachteten an vermeintlich ‚beste‘ Praktiken oder erwünschte Zustände 

der Beobachtenden führt. 

Die historische und systematische Bedeutung von 

Bildungsberichten 

Bildungsberichte sind Instrumente für die Generierung von Informationen über die 

Leistungsfähigkeit des Bildungssystems und eine Grundlage für bildungspolitische 

Steuerungsentscheidungen. Auf der Basis des dreidimensionalen Bildungsverständnisses 

(individuelle Regulationsfähigkeit, gesellschaftliche Teilhabe, Chancengleichheit), welches 

den aktuellen Bundesbildungsberichten zugrunde liegt, werden vorwiegend Sachverhalte im 

Kontext von Bildung und Erziehung fokussiert, die als messbar ausgewiesen werden. Dies hat 

den Zweck „handlungs- und steuerungsrelevante Informationen für Politik und Verwaltung“ 

bereitzustellen. (Autorengruppe 2008: 1). Das Instrument der Bildungsberichterstattung ist in 

der Bildungspolitik keineswegs neu. Schon in den 1970er Jahren wurden Bildungsberichte 

veröffentlicht, z.B. der Strukturplan für das deutsche Bildungswesen (Deutscher Bildungsrat 

1970), der Bildungsbericht `70 (Bundesministerium für Bildung 1970) oder der 

Bildungsgesamtplan der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung (BLK 1973). Die 

Zielrichtung dieser in loser Folge veröffentlichten Bildungsberichte aus der damaligen Ära 

war eine input-orientierte Steuerung, die sich an Quantität und Gleichheit orientierte (vgl. 



Helmke/Hornstein/Terhart 2000). Diese frühen Dokumente unterscheiden sich von heutigen 

Bildungsberichten methodisch in Hinblick auf Ihre Datengrundlage als auch in ihrer 

bildungspolitischen Ausrichtung. Dabei spielen auch die bildungspolitischen Hintergründe 

eine Rolle: Während bis in die 1970er Jahre auf der Basis einer Programmatik der ‚Bildung 

für alle‘ eine Bildungsexpansion und ein input-orientierter Stil in der Bildungspolitik 

erkennbar waren, setzte sich in den 1980er und 1990er Jahren ein stärker an Outputs 

orientierter, planender Stil der Bildungspolitik durch (vgl. Bellmann 2005; von Recum 2006). 

Ende der 1990er Jahre kam es mit der großflächigen Installation des aus der Administration 

importierten Neuen Steuerungsmodells in das Bildungssystem (vgl. Lange 2008; von Kopp 

2009; Böttcher/Holtappels/Brohm 2006) zu einer dezentralen Verlagerung von 

Verantwortung und Aufgaben der Organisationen im Bildungsbereich. Nun zog auch der 

Leistungs- und Wettbewerbsgedanke in das Bildungssystem ein. Für die Autonomie, welche 

die Bildungsorganisationen in diesem Zuge auf der einen Seite hinzugewonnen haben, zahlen 

sie auf der anderen Seite fortan einen hohen Preis: Sie werden rechenschaftspflichtig 

hinsichtlich ihrer ‚Outputs‘, welche oftmals in Form von Kompetenzen als Ergebnisse von 

Lern- und Bildungsprozessen gemessen werden. Diese Rechenschaftspflicht wird u.a. 

eingelöst über die besagte Einführung von Instrumenten der Dauerbeobachtung der 

Leistungsfähigkeit und des Controllings, zu denen auch Bildungsberichte gezählt werden 

müssen. Was die Datengrundlage betrifft, basieren Bildungsberichte heute – gleich, ob für die 

internationale, nationale, regionale oder kommunale Ebene verfasst – auf Indikatoren. 

Indikatoren sind statistische Kennziffern, d.h. zahlenförmige, zusammengefasste, meist 

quantitative Informationen, die theoretisch-konzeptionell begründet stellvertretend für einen 

komplexen, meist mehrdimensionalen Sachverhalt stehen (Döbert 2008: 83). Indikatoren in 

Bildungsberichten sollen evidenzbasierte Aussagen über „Wirkungen von Bildungsprozessen, 

ihre Ausgangsbedingungen im Sinne von Kontext- und Inputmerkmalen sowie über die 

Prozesse selbst“ (Döbert 2010: 10) ermöglichen, wobei „Bildungsverläufe wie auch die 

Qualität von Bildungsinstitutionen in den Blick kommen“ (ebd.). Mit Indikatoren besteht 

zwar die Option, Vergleiche vorzunehmen, kausal-analytische Aussagen sind allerdings nicht 

möglich (ebd.: 144; Döbert/Klieme 2010). Die im nationalen Bildungsbericht verwendeten 

Indikatoren stammen aus amtlichen und nichtamtlichen Statistiken des Bundes und der 

Länder. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass sie fortschreibbar, repräsentativ und 

für Vergleiche geeignet sind sowie insgesamt eine Qualität aufweisen, die empirisch 

belastbare Aussagen erlauben (Döbert 2008: 248). Inhaltlich werden Informationen ermittelt 

über a) Kontextindikatoren, die sich z.B. auf Aspekte des demographischen Wandels 

beziehen, über b) Inputindikatoren, die z.B. Bildungsausgaben, -angebote oder -beteiligung 

betrachten, über c) Prozessindikatoren, mit denen z.B. der Umgang mit Bildungszeit 

beobachtet wird sowie über d) output- bzw. outcome-Indikatoren, die Kompetenzen, 

Bildungsabschlüsse und Bildungserträge fokussieren. Die Autorengruppe der 

Bildungsberichte hebt jedoch ihrerseits hervor, dass die indikatorenbasierten Berichte einen 

deskriptiv-analytischen Charakter hätten und daher keine kausal-analytischen Aussagen 

getroffen werden könnten (vgl. z.B. Klieme u.a. 2006: 144; Döbert 2008: 86). Zudem wird 

darauf hingewiesen, dass es noch erheblichen Anstrengungen zur Verbesserung der 

Datenbasis bedarf, um die bildungspolitische Funktion der Information für 

Steuerungsentscheidungen erfüllen zu können (vgl. Konsortium 2006: 3). Gleichwohl ist die 

Nutzung von indikatorenbasierten Informationen bei der Anbahnung von Steuerungshandeln 

ein Vorgang, bei dem ‚Übersetzungsleistungen‘ erforderlich sind, die alles andere als trivial 

sind (s.u.). 

Ziel der wissensbasierten Steuerung von Bildung 



Was die Ausrichtung und avisierte Nutzung der Bildungsberichte betrifft, soll sichergestellt 

werden, dass mit der Datenbasis langfristige Entwicklungen und nicht zuletzt wichtige 

Problemlagen erkannt werden, die letztlich „Aufschluss über Veränderungen geben, die nach 

bestimmten bildungspolitischen Entscheidungen und Maßnahmen zur Verbesserung der 

Qualität in Bildungseinrichtungen eintreten“ (Döbert 2010: 11). Alles in allem sollen 

Bildungsberichte „das Wissen über die Leistungsfähigkeit des Bildungswesens“ (Konsortium 

2006: 3) verbessern, damit auf dieser Basis „sichtbar werdende(...) Defizite“ (ebd.) abgebaut 

werden können. Mit indikatorenbasierten Bildungsberichten werden auch Vergleiche 

möglich, da Indikatoren im Monitoringsystem grundsätzlich auch die Funktion von 

Benchmarks haben. Diese Vergleiche können intern stattfinden und sich auf einzelne 

Indikatoren und deren Entwicklung im Zeitverlauf beziehen, z.B. die Übergangsquoten von 

Abiturientinnen und Abiturienten in die Hochschulen. Werden in unterschiedlichen Ländern 

die gleichen Indikatoren angewendet, so sind über den nationalen Vergleich hinaus auch 

Ländervergleiche möglich. Dadurch können Rückschlüsse auf effizientere Organisation z.B. 

der Gestaltung des Übergangs gezogen und ggf. nachgeahmt werden – was der erwähnten 

Benchmarking-Funktion entsprechen würde. 

Kritik und Bedenken an der ‚Vermessung' von Bildung 

Den erhofften Steuerungsmöglichkeiten stehen aber auch deutliche Bedenken gegenüber, die 

sich grundsätzlich auf die Evidenzbasierung der Bildungsforschung beziehen, die u.a. an der 

indikatorenbasierten Bildungsberichterstattung deutlich wird. Diese Bedenken beziehen sich 

a) auf die Problematik der Übersetzung und Nutzung der gewonnenen Informationen 

bei bildungspolitischen Entscheidungen, 

b) auf mögliche Nebeneffekte der neuen Steuerung, wie sie u.a. mit 

indikatorenbasierten Bildungsberichten vollzogen wird 

c) auf potentiell und langfristig drohende Einbußen eigenständiger bildungsregionaler 

Identitäten aufgrund der Implementation international verwendeter Indikatoren der 

Bildungsberichterstattung. 

Hinsichtlich der Übersetzungs- und Nutzungsproblematik wird z.B. ein fehlendes Metawissen 

im Hinblick auf den Umgang mit den entstehenden Datenmassen beanstandet. Terhart (2002) 

kritisiert, dass das Wissen über Schulleistungen, Leistungsergebnisse und -voraussetzungen 

weitaus schneller anwachse als Erkenntnisse darüber, wie überhaupt mit diesem Wissen 

umgegangen werden könne (vgl. ebd.: 108). Ähnlich notiert auch Thiel (2007), dass die 

„Übersetzung der im Rahmen externer Evaluation und internationaler 

Schulleistungsvergleichsuntersuchungen gewonnenen Daten (...) hinter den Erwartungen der 

politischen Akteure weit zurückgeblieben“ (ebd.: 164) sei. Aus der US-amerikanischen 

Verwendungsforschung ist bekannt, dass die Nutzung wissenschaftlicher Evidenz durch 

bildungspolitische Akteure oftmals durch deren Interessen gebrochen bzw. verzerrt wird. 

Während Weiss (1979) betont, dass wissenschaftliches Wissen in der Auseinandersetzung 

über politische Ziele und deren Umsetzung zu einer spezifischen „method of fighting“ werde 

(ebd.: 6, 1979; aktuell Dedering 2010; auch Jornitz 2008), wird mit Verweis auf Adorno und 

Horkheimer zu bedenken gegeben, dass die entstehenden numerokratischen 

‚Sichtbarkeitsregime‘ (Angermüller 2010) Unvergleichbares durch den Vorgang der 

Komplexitätsreduktion auf abstrakte Quantitäten vergleichbar gemacht werde (Porter 1995: 

73). Ganz grundsätzlich wird an der Einführung neuer Steuerung, zu denen auch die 

Bildungsberichterstattung zu zählen ist, kritisiert, dass sie statt Vertrauen ein grundsätzliches 

Misstrauen (Münch 2009: 75) gegenüber der Autonomie von Experten und der Effektivität 

bestehender Regelungen setzen und mittels Rechenschaftssystemen institutionalisieren. 



Neben einer solchen, auf die Professionalität des pädagogischen Personals, dessen Leistungen 

letztlich vermessen werden sollen, bezogenen Skepsis gegenüber der Dauerbeobachtung 

existieren auch bildungstheoretisch begründete Zweifel, ob sich ‚Bildung‘ überhaupt 

operationalisieren und messen lasse (Zierer 2011; Radtke 2003). Zudem wird an der 

‚Vermessung‘ von Bildung u.a. der Nebeneffekt der fortschreitenden Funktionalisierung des 

Bildungssystems i.S. einer am ökonomischen Verwertungskalkül ausgerichteten, 

nutzenorientierten Gestaltung von Curricula kritisiert, die sich z.B. an der Verwendbarkeit 

von ‚vermittelten‘ Kompetenzen zeigt (Bellmann/Waldow 2007). Hinterfragt wird vor diesem 

Hintergrund auch die Legitimität und Wissenschaftlichkeit einer stärker zur Bildungspolitik 

hin geöffneten erziehungswissenschaftlichen Forschung (Stamm 2005). Befürchtet wird eine 

„normative Empirie“ (Koch 2004) – gemeint ist eine Forschung, die sich an den normativen 

Interessen von Auftraggebern ausrichtet und aufgrund ihres anwendungsbezogenen Nutzens 

mehr und mehr über Theorieentwicklung und kritische Reflexion dominiert. Skepsis besteht 

insbesondere hinsichtlich der Unabhängigkeit der Wahl von Themen, der Methoden der 

Wissensgenerierung sowie in Bezug auf die Folgen des Aneinanderrückens von Wissenschaft 

und Politik (grundsätzlich Weingart 2005; Wigger 2004). Diese Vorbehalte hinsichtlich der 

Nutzbarmachung und des Einsatzes wissenschaftlichen Wissens für bildungspolitische 

Entscheidungen wirken sich auch auf das binnendisziplinäre Verhältnis zwischen (Teilen der 

empirischen) Bildungsforschung und Bildungstheorie sowie auf die Neubestimmung des 

Stellenwerts von Grundlagenforschung im Verhältnis zu angewandter Forschung aus (Tenorth 

2011, 2012; Stojanov 2012). Diese Neuformierung des wissenschaftlichen Feldes gründet 

daher auf einer Konkurrenz um die Vorherrschaft besserer Verfahren im Rahmen der 

Bildungsforschung (Biesta 2011).c) Jenseits solcher wissenschaftsbezogenen Befürchtungen 

zeigt sich eine weitere Problematik. Da im Rahmen lokaler und regionaler Bildungsberichte 

auch Indikatoren aus globalen Bildungsberichten der OECD genutzt werden, wird angesichts 

des sich zunehmend etablierenden Leistungsvergleichs und Wettbewerbs zwischen Regionen 

ein möglicher Verlust der Autonomie lokaler und regionaler Bildungspolitiken vermutet 

(Höhne/Bormann 2013). Wenngleich solche zu Vergleichszwecken genutzten Indikatoren 

auch im Sinne von Benchmarking unterstützende Informationen für Veränderungen in der 

lokalen und regionalen Bildungspolitik beisteuern können, sind die möglicherweise 

entstehenden langfristigen sozialen ‚Kollateralschäden’ – wie z.B. der Verlust des Vertrauens 

in das Bildungssystem (Bormann 2012) – derzeit noch nicht abzusehen. 

Bildungsberichterstattung, so kann aus kritischer Perspektive zusammengefasst werden, ist 

eine Maßnahme, mit der mittels Indikatoren eine spezifische Form des Wissens insofern 

hegemonialisiert wird, als dass diese von politischen und administrativen Akteuren zu 

Steuerungszwecken herangezogen wird, die den Interessen der beobachteten Akteure und 

Organisationen zuwiderlaufen können. Darüber hinaus beinhaltet die Autonomie, die 

Bildungsorganisationen gewährt wird, einen Preis: den der Rechenschaftspflicht. 

Inka Bormann 
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